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Regierungspräsidi-
um Freiburg 

Abt. 8 – Forstdirek-
tion 

31.05.2017 

Gegenüber der Stellungnahme vom 11. Novem-
ber 2016 ergeben sich keine Änderungen. Ein 
Antrag auf Waldumwandlungserklärung nach  
§ 10 LWaldG wurde zwischenzeitlich durch die 
Stadt gestellt. 
 
Stellungnahme vom 11. November 2016: 
Im Zentrum des Plangebiets, auf Flurstück Nr. 
344/18, Gemarkung Lahr, ist das Grundstück 
nach Aussagen der Bebauungsplanunterlagen 
auf ca. 0,74 ha mit einem dichten Gehölzbestand 
bewachsen. 
Bei dem bestehenden Gehölzbestand handelt es 
sich jedoch nach Aussage und Überprüfung 
durch die Untere Forstbehörde bereits um tat-
sächlichen Wald im Sinne des § 2 LWaldG. Im 
Falle einer baulichen Nutzung des Grundstücks 
ist daher eine dauerhafte Waldumwandlung nach 
§ 9 LWaldG zu beantragen. 
Sofern die Waldfläche bzw. Teile davon erhalten 
bleiben, ist gemäß § 4 LBO der gesetzliche 
Waldabstand von 30 m von Gebäuden zum Wald 
einzuhalten. 
Die entsprechenden Unterlagen (Antrag auf 
Waldumwandlung unter Nennung des betroffe-
nen Flurstücks und der Flächengröße, forstrecht-
liche Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung und forst-
rechtliches Ausgleichskonzept) sind im Falle ei-
ner baulichen Nutzung über die untere Forstbe-
hörde beim Landratsamt Ortenaukreis der Forst-
direktion vorzulegen. 

 
 
 
 
 
 
Die Größe des Grundstücks beläuft sich 
auf rund 0,74 ha, nicht jedoch auf den 
tatsächlichen Gehölzbestand. Die tat-
sächlich bewachsene Fläche hat eine 
Größe von 0,5 ha. 

Der Antrag auf eine Waldumwandlungs-
erklärung wurde gestellt und die zur Be-
arbeitung erforderlichen Aufforstungsge-
nehmigungen auf den Ausgleichsgrund-
stücken beim Regierungspräsidium einge-
reicht.  

Die Waldumwandlungserklärung ging bei 
der Stadt bereits ein. Die Waldumwand-
lungsgenehmigung kann erst nach dem 
Satzungsbeschluss erteilt werden.  

 
 
 
 
 
 
Anregung ist aufge-
nommen, Maßnah-
men werden bereits 
durchgeführt. 
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Regierungspräsidi-
um Freiburg 

Landesamt für  
Geologie, Rohstoffe 

und Bergbau 
(LGRB) 

27.06.2017 

Auf die Stellungnahme vom 03.11.2016 wird 
verwiesen: 
Geotechnik 
Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geo-
daten stehen Auenlehme unbekannter Mächtig-
keit im Untergrund an. Mit lokalen Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rech-
nen. Ggf. vorhandene organische Anteile können 
zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen 
führen. Der Grundwasserflurabstand kann bau-
werksrelevant sein. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. 
B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-
kennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-
2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbü-
ro empfohlen. Ferner wird darauf hingewiesen, 
dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Trä-
ger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszü-
gen daraus erfolgt. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse 
können dem bestehenden geologischen Karten-
werk, eine Übersicht über die am LGRB vorhan-

Die Hinweise wurden unter Punkt „11.3 
Geotechnik“ in den Bebauungsplan be-
reits aufgenommen. 

Hinweise sind be-
rücksichtigt. 
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denen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster ver-
wiesen, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver GeotopKataster) abgeru-
fen werden kann. 
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Landratsamt  
Ortenaukreis 

Amt für  
Umweltschutz 

28.06.2017 

Auf die Stellungnahme vom 25.10.2016 wird 
verwiesen: 
„Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen zum 
geplanten Vorhaben grundsätzlich keine Beden-
ken, jedoch sind artenschutzrechtliche Belange 
zu prüfen und ggf. zu berücksichtigen, um Ver-
botstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
vermeiden. Dies betrifft hauptsächlich die Grund-
stücke 344/18, 344/19 und 344/20. Gehölzro-
dungsarbeiten sollten nur in der Zeit vom 1. Ok-
tober 2016 bis Ende Februar 2017 vorgenommen 
werden.“ 
 
Der Umgang mit den artenschutzrechtlichen Be-
langen ist nicht erkennbar, es wird in der Abwä-
gung nur „zur Kenntnis genommen“. Das Gutach-
ten der Avifauna liegt nicht vor, das dargestellte 
Ergebnis in den Planungsunterlagen ist bedeu-
tungslos und betrifft nur ein Grundstück. Eine 
abschließend naturschutzfachliche Stellungnah-
me ist auf dieser Grundlage nicht möglich. 

Auf Wunsch des Landratsamtes wurde im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens zur 
Waldumwandlung das vorliegende 
Avifauna-Gutachten dem Amt für Umwelt-
schutz nachgereicht.  
In der Stellungnahme hierzu vom 1. Au-
gust 2017 vom Amt für Umweltschutz 
steht zu lesen: 
 
„[…] aufgrund der nachgereichten speziel-
len artenschutzrechtlichen Beurteilung 
des Fachbüros Laufer vom November 
2016 für das Flurstück Nr. 344/18 in Lahr-
Mietersheim nehmen wir zur Waldum-
wandlung wie folgt Stellung: Aus natur-
schutzfachlicher Sicht bestehen zum Vor-
haben keine Bedenken, wenn die Ver-
meidungsmaßnahmen (Rodungszeitbe-
schränkung) sowie die Kompensations-
maßnahmen ("Wilde Hecke") für die 
Avifauna, wie in der Beurteilung darge-
stellt, umgesetzt werden. Weitere Maß-
nahmen und Untersuchungen sind nicht 
erforderlich.“  
 

Gutachten wurde 
nachgereicht. Anre-
gungen sind berück-
sichtigt. 
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In einem Telefonat vom 8. August 2017 
mit dem Amt für Umweltschutz wurde 
bestätigt, dass die abgegebene Stellung-
nahme zur Waldumwandlung auch betref-
fend für die Flurstücke Nr. 344/18, 344/19 
und 344/20 gilt. Damit sind die Forderun-
gen und Anregungen  des Amts für Um-
weltschutz zum Bebauungsplan erfüllt.  
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Landratsamt  
Ortenaukreis 

Amt für  
Landwirtschaft 

29.06.2017 

Das im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
liegende Grundstück Flst.Nr. 344/18 wurde als 
Wald bewertet. Um das Grundstück als Gewer-
bebauland im Bebauungsplan festsetzen zu kön-
nen, sind als Ausgleich Ersatzaufforstungen not-
wendig. 
Die Ausgleichsflächen befinden sich mit 1.800 m² 
im Kreis Emmendingen und mit 3.200 m² auf 
dem Flurstück Nr. 485 in Kuhbach. 
Das Grundstück Flst.Nr. 485 in Kuhbach wird von 
einem landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieb 
bewirtschaftet und als Grünland (Wiese) genutzt. 
Es dient diesem Betrieb als Futtergrundlage für 
seine Milchviehhaltung (37 Milchkühe mit Nach-
zucht, insgesamt 84 Rinder). Ebenso werden 
diese Flächen zum Erreichen einer ausgegliche-
nen Nährstoffbilanz benötigt. Eine Existenzge-
fährdung liegt durch den Flächenentzug nicht 
vor. Jedoch wird jeder Flächenverlust die Betrie-
be schwächen. Dem betroffenen Landwirt sind 
zum Ausgleich für den Flächenverlust gleichwer-
tige ebene, gut bewirtschaftbare Ersatzflächen 
zur Winterfuttergewinnung zur Verfügung zu stel-
len. Damit wird auch die Offenhaltung von stei-

Die Waldumwandlung hatte in der ersten 
Offenlage das Landratsamt Ortenaukreis, 
Amt für Waldwirtschaft, gefordert.  
 
In Anbetracht des großen Aufwandes eine 
geeignete Ausgleichsfläche zur Auffors-
tung zu finden und der zeitlichen Kompo-
nente, die Bebaubarkeit des Plangebietes 
schnellstmöglich herzustellen, musste 
man sich zur Erfüllung der Ausgleichsfor-
derung des Landratsamtes für eine land-
wirtschaftliche Fläche am bestehenden 
Waldesrand des Schwarzwaldes ent-
schließen.  
 
Eine weitergehende Forderung des Land-
ratsamtes, Amt für Landwirtschaft, die 
Ausgleichsfläche wiederum auszuglei-
chen, stellt eine über das Maß hinausge-
hende Anforderung dar, die sich im Zuge 
des Bebauungsplanverfahrens nicht als 
angebracht oder zu leisten darstellt. 
  
Zudem ist es fraglich, ob eine Ersatzflä-

Anregung wird zu-
rückgewiesen. 
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lem Grünland gewährleistet. che für die landwirtschaftliche Nutzung 
gefunden werden kann, ohne in den na-
türlichen Raum einzugreifen. Dies würde 
wiederum einen weiteren Ausgleich nach 
sich ziehen.  
 
Die Forderung des Amts für Landwirt-
schaft kann als Teil des Bebauungsplan-
verfahrens nicht erfüllt werden. 
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Landratsamt  
Ortenaukreis 

Amt für  
Wasserwirtschaft 
und Bodenschutz 

29.06.2017 

Es wird auf die Stellungnahme vom 18. Novem-
ber 2016 verwiesen und weiterhin um ent-
sprechende Berücksichtigung insbesondere hin-
sichtlich der Thematik „Regenwasserbehand-
lung“ gebeten. 
 
Bezüglich den textlichen Festsetzungen zur 
Dachbegrünung wird vorsorglich darauf hinge-
wiesen, dass die Wirksamkeit im Wesentlichen 
von der Art des Substrates, der Schichtstärke 
und der Begrünungsart abhängt. Beim Bau dür-
fen nur Materialien Verwendung finden, von de-
nen keine nachteiligen Auswirkungen (Schadstof-
fe aus Eluat) auf das Gewässer ausgehen kön-
nen. 
 
Hinsichtlich der Themen "Oberirdische Gewäs-
ser", "Grundwasserschutz", "Wasserversor-
gung", "Altlasten" und "Bodenschutz" sind 
keine Ergänzungen/Anmerkungen erforderlich. 
 
 

Die Stellungnahme des Amtes für Was-
serwirtschaft und Bodenschutz ging am  
2. August 2017 bei der Stadt Lahr ein. Die 
Frist zur Stellungnahme ist damit zwar 
überschritten, die Rückmeldungen wer-
den dennoch berücksichtigt.  
 
Die Zusagen zur „Regenwasserbehand-
lung“ wurden verwaltungsintern weiterge-
geben und werden auch weiterhin be-
rücksichtigt.  
 
Unter Punkt 9 wurden Vorkehrungen zur 
Vermeidung oder Minderung von schädli-
chen Umwelteinwirkungen festgesetzt. Im 
dritten Absatz des Punkt 9.2 heißt es „Zur 
Herstellung der Abdichtung von Baukör-
pern, Bauteilen und sonstiger Anlagen 
dürfen keine Stoffe verwendet werden, 
bei denen eine Schadstoffbelastung des 
Grundwassers zu besorgen ist.“ 
 

Den Forderungen ist 
bereits entsprochen. 
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Hinweis 
 
Im Übrigen wird auf das Merkblatt „BEBAU-
UNGSPLAN" des Landratsamtes Ortenaukreis – 
Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz – 
verwiesen. 
Der neueste Stand  dieses Merkblattes ist im 
Internet unter: www.ortenaukreis.de zu finden. 

Insoweit ist den Forderungen zum Schutz 
des Grundwassers im offengelegten Be-
bauungsplanentwurf bereits entsprochen.  

 
Die Verwaltung bittet, die Stellungnahmen zu den während der Offenlage vorgebrachten Anregungen zu beschließen.  
 
 
 
Sabine Fink 
Stadtbaudirektorin  
 

http://www.ortenaukreis.de/



